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Allgemeine Verkaufs- und Lieferbedingungen der Hamarec GmbH (Stand: 08/18)

§ 1 Geltungsbereich, Form 

(1) Für unsere Lieferungen und Leistungen gelten ausschließlich 
diese Allgemeinen Verkaufsbedingungen (AVB) und ergänzend 
die anwendbaren gesetzlichen Regelungen. Abweichende, 
entgegenstehende oder ergänzende Allgemeine Geschäftsbe-
dingungen des Käufers werden nicht anerkannt, es sei denn, wir 
haben ihnen im Einzelfall ausdrücklich und schriftlich zuge-
stimmt. Insbesondere die Lieferung von Waren, die Erbringung 
sonstiger Leistungen oder die Entgegennahme von Zahlungen 
stellt kein Anerkenntnis dar. 

(2) Rechtserhebliche Erklärungen und Anzeigen des Käufers in 
Bezug auf den Vertrag (z.B. Fristsetzung, Mängelanzeige, Rück-
tritt oder Minderung) sind schriftlich, d.h. in Schrift- oder Text-
form (z.B. Brief, E-Mail, Telefax) abzugeben. Gesetzliche Form-
vorschriften und weitere Nachweise insbesondere bei Zweifeln 
über die Legitimation des Erklärenden bleiben unberührt. 

§ 2 Vertragsschluss 

Unsere Angebote sind freibleibend und unverbindlich. Der Käu-
fer gibt mit seiner Bestellung der Ware ein verbindliches Ver-
tragsangebot ab. Die Annahme erfolgt durch unsere schriftliche 
Auftragsbestätigung oder die Auslieferung der Ware an den 
Käufer. 

§ 3 Lieferung, Nichtverfügbarkeit der Leistung 

(1) Die Lieferung erfolgt ab Werk, wo auch der Erfüllungsort für 
die Lieferung und eine etwaige Nacherfüllung ist. Auf Verlangen 
des Käufers wird die Ware an einen anderen Bestimmungsort 
versandt (Versendungskauf). Sofern nicht anders vereinbart, 
sind wir berechtigt, die Art der Versendung (insbesondere 
Transportunternehmen, Versandweg, Verpackung) selbst zu 
bestimmen. 

(2) Die Ware wird, wenn nicht ausdrücklich anders vereinbart, 
nach unserem Belieben in handelsüblicher Form verpackt.  

(3) Sofern wir verbindliche Lieferfristen aus Gründen, die wir 
nicht zu vertreten haben, nicht einhalten können (Nichtverfüg-
barkeit der Leistung), können wir vom Vertrag zurückzutreten. 
Über die Nichtverfügbarkeit der Leistung haben wir den Käufer 
unverzüglich zu informieren und ihm seine Gegenleistung un-
verzüglich zu erstatten. 

(4) Führt der Käufer die Lieferung selber durch oder beauftragt 
den Transport durch Dritte, ist er verpflichtet, sofern der oder die 
Kaufgegenstände Abfälle im Sinne der Verordnung über das 
Europäische Abfallverzeichnis (Abfallverzeichnis-Verordnung - 
AVV) sind, ist er verpflichtet, diese entsprechend zu kennzeich-
nen und nach § 2 AVV zu bezeichnen (sechsstelliger Abfall-
schlüssel und Abfallbezeichnung). Fehlt die Kennzeichnung 
nach § 2 AVV oder ist diese unvollständig oder inkorrekt, so 
haben wir hieraus resultierende Verzögerungen der Bearbei-
tung, der Verladung oder dem Transport nicht zu vertreten. 
Etwaig entstehende Mehrkosten für den Transport und Zwi-
schenlagerungen sind vom Verkäufer zu tragen. Dem Käufer ist 
bekannt, dass der Lieferung die gemäß Artikel 18 Abs. 2 der 
Verordnung (EG) Nr. 1013/2006 des europäischen Parlaments 
und des Rates vom (14. Juni 2006) über die Verbringung von 
Abfällen (VVA) in Verbindung mit Anhang VII zur VVA notwendi-
gen Informationen beizulegen sind. Für ein etwaiges Fehlen der 
nach der VVA notwendigen Informationen, oder deren Unvoll-
ständigkeit, haften wir nicht. Der Käufer hat sämtliche aufgrund 
fehlender oder unvollständiger Transportdokumente entstehen-
den Kosten selbst zu tragen. Dies gilt insbesondere für sämtli-
che Kosten der Rückführung und Zwischenlagerung der Kauf-
gegenstände. Von etwaig von Dritter Seite gegen uns geltend 
gemachten Kosten in diesem Zusammenhang stellt uns der 
Käufer auf erste Anforderung frei. 

§ 4 Preise 

(1) Sofern im Einzelfall nicht ausdrücklich anders vereinbart, 
gelten die Preise ab Werk unverpackt zzgl. gesetzlicher Um-
satzsteuer. Gleiches gilt beim Versendungskauf (§ 3 Abs. 1), 
sofern nicht ausdrücklich etwas anderes vereinbart ist, für 
Transportkosten ab Lager und die Kosten einer ggf. von ihm 
gewünschten Transportversicherung. Etwaige Zölle, Gebühren, 
Steuern und sonstige öffentliche Abgaben trägt, ist nichts ande-
res ausdrücklich vereinbart, der Käufer. 

(2) Der Kaufpreis ist, sofern keine anderweitige Zahlungsmodali-
tät vereinbart ist, mit Rechnungsstellung und Lieferung der Ware 
sofort fällig. 

(3) Beim Verkauf von Waren, die nach unserer Bewertung unter 
die Regelung des § 13b Abs. 2 Nr. 7 UStG fallen, stellen wir 
eine Rechnung ohne Umsatzsteuer aus. Sofern die Finanzver-
waltung zu einem späteren Zeitpunkt die Umsatzsteuerbefreiung 
der Lieferung versagt, schuldet der Käufer auch die Umsatz-
steuer. 

§ 5 Eigentumsvorbehalt 

(1) Die gelieferte Ware (Vorbehaltsware) bleibt bis zur vollstän-
digen Bezahlung aller unserer gegenwärtigen und künftigen 
Forderungen aus der Geschäftsbeziehung mit dem Käufer (ein-
schließlich sämtlicher Saldoforderungen aus Kontokorrent) 
unser Eigentum. 

(2) Der Käufer muss die Vorbehaltsware pfleglich behandeln. Er 
muss sie auf seine Kosten gegen Feuer-, Wasser- und Dieb-
stahlschäden ausreichend zum Neuwert versichern. Sofern 
Wartungs- und Inspektionsarbeiten erforderlich werden, muss 
der Käufer sie auf eigene Kosten rechtzeitig durchführen. 

(3) Der Käufer darf die Vorbehaltsware verwenden und im or-
dentlichen Geschäftsgang weiter veräußern, solange er nicht in 
Zahlungsverzug ist. Er darf die Vorbehaltsware jedoch nicht 
verpfänden oder sicherungshalber übereignen. Die Entgeltforde-
rungen des Käufers gegen seine Abnehmer aus einem Weiter-
verkauf der Vorbehaltsware sowie diejenigen Forderungen des 
Käufers bezüglich der Vorbehaltsware, die aus einem sonstigen 
Rechtsgrund gegen seine Abnehmer oder Dritte entstehen (z.B. 
Forderungen aus unerlaubter Handlung und Ansprüche auf 
Versicherungsleistungen) einschließlich sämtlicher Saldoforde-
rungen aus Kontokorrent tritt uns der Käufer bereits jetzt siche-
rungshalber in vollem Umfang ab. Wir nehmen diese Abtretung 
hiermit an. 

Der Käufer darf diese an uns abgetretenen Forderungen auf 
seine Rechnung im eigenen Namen für uns einziehen, solange 
wir diese Ermächtigung nicht widerrufen. Unser Recht, diese 
Forderungen selbst einzuziehen, wird dadurch nicht berührt; 
allerdings werden wir die Forderungen nicht selbst geltend ma-
chen und die Einzugsermächtigung nicht widerrufen, solange 
der Käufer seinen Zahlungsverpflichtungen ordnungsgemäß 
nachkommt. 

Sofern sich der Käufer jedoch vertragswidrig verhält – insbeson-
dere sofern er mit der Zahlung einer Entgeltforderung in Verzug 
gekommen ist –, können wir vom Käufer verlangen, dass dieser 
uns die abgetretenen Forderungen und die jeweiligen Schuldner 
bekannt gibt, den jeweiligen Schuldnern die Abtretung mitteilt 
und uns alle Unterlagen aushändigt sowie alle Angaben macht, 
die wir zur Geltendmachung der Forderungen benötigen. 

(4) Eine Verarbeitung oder Umbildung der Vorbehaltsware durch 
den Käufer wird immer für uns vorgenommen. Wenn die Vorbe-
haltsware mit anderen Sachen verarbeitet wird, die uns nicht 
gehören, so erwerben wir Miteigentum an der neuen Sache im 
Verhältnis des Wertes der Vorbehaltsware (Rechnungsendbe-
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trag inklusive der Umsatzsteuer) zu den anderen verarbeiteten 
Sachen im Zeitpunkt der Verarbeitung. Im Übrigen gilt für die 
durch Verarbeitung entstehende neue Sache das Gleiche wie 
für die Vorbehaltsware. 

Wird die Vorbehaltsware mit anderen uns nicht gehörenden 
Sachen untrennbar verbunden oder vermischt, so erwerben wir 
Miteigentum an der neuen Sache im Verhältnis des Wertes der 
Vorbehaltsware (Rechnungsendbetrag inklusive der Umsatz-
steuer) zu den anderen verbundenen oder vermischten Sachen 
im Zeitpunkt der Verbindung oder Vermischung. Wird die Vor-
behaltsware in der Weise verbunden oder vermischt, dass die 
Sache des Käufers als Hauptsache anzusehen ist, sind der 
Käufer und wir uns bereits jetzt einig, dass der Käufer uns an-
teilsmäßig Miteigentum an dieser Sache überträgt. Wir nehmen 
diese Übertragung hiermit an. 

Das so entstandene Alleineigentum oder Miteigentum an einer 
Sache wird der Käufer für uns verwahren. 

(5) Bei Pfändungen der Vorbehaltsware durch Dritte oder bei 
sonstigen Eingriffen Dritter muss der Käufer auf unser Eigentum 
hinweisen und muss uns unverzüglich schriftlich benachrichti-
gen, damit wir unsere Eigentumsrechte durchsetzen können. 
Sofern der Dritte die uns in diesem Zusammenhang entstehen-
den gerichtlichen oder außergerichtlichen Kosten nicht zu erstat-
ten vermag, haftet hierfür der Käufer. 

(6) Bei vertragswidrigem Verhalten des Käufers, insbesondere 
bei Nichtzahlung des fälligen Kaufpreises, sind wir nach den 
gesetzlichen Vorschriften zum Rücktritt vom Vertrag berechtigt. 
Sofern wir die Vorbehaltsware zurücknehmen oder pfänden, 
stellt dies bereits einen Rücktritt vom Vertrag dar. Von uns zu-
rückgenommene Vorbehaltsware dürfen wir verwerten; der Erlös 
wird mit denjenigen Beträgen verrechnet, die uns der Käufer 
schuldet, nachdem wir einen angemessen Betrag für die Kosten 
der Verwertung abgezogen haben. Die Kosten der Rückgewähr 
(z.B. Ausbau- und Transportkosten) trägt der Käufer. 

(7) Übersteigt der realisierbare Wert der Sicherheiten unsere 
Forderungen um mehr als 10 %, werden wir auf Verlangen des 
Käufers Sicherheiten nach unserer Wahl freigeben. 

§ 6 Abtretung 

(1) Wir sind berechtigt, sämtliche Forderungen aus bestehenden 
Geschäftsbeziehungen an Dritte, insbesondere Factoring-
Partner, abzutreten. 

(2) Die Abtretung gegen uns gerichteter Forderungen ist nur mit 
unserer schriftlichen Zustimmung oder Genehmigung rechts-
wirksam. 

(3) Die Abtretung unserer Zahlungsforderung an einen Dritten 
werden wir im Rahmen der Rechnungsstellung anzeigen. Zah-
lungen an den in der Rechnung von uns angegebenen Dritten 
haben erfüllende Wirkung. 

§ 7 Mängelansprüche des Käufers 

(1) Die geschuldete Beschaffenheit folgt aus den mit dem Käufer 
vereinbarten Produktspezifikationen. Für öffentliche Äußerungen 
Dritter (z.B. Werbeaussagen) übernehmen wir keine Haftung. 

(2) Der Käufer hat die Ware unverzüglich nach der Ablieferung, 
soweit dies nach ordnungsmäßigem Geschäftsgange tunlich ist, 
zu untersuchen und, wenn sich ein Mangel zeigt, uns unverzüg-
lich Anzeige hierüber zu machen. Unterlässt der Käufer die 
Anzeige, so gilt die Ware als genehmigt, es sei denn, dass es 
sich um einen Mangel handelt, der bei der Untersuchung nicht 
erkennbar war. Zeigt sich später ein solcher Mangel, so muss 
die Anzeige unverzüglich nach der Entdeckung gemacht wer-
den; anderenfalls gilt die Ware auch in Ansehung dieses Man-
gels als genehmigt. Zur Erhaltung der Rechte des Käufers ge-
nügt die rechtzeitige Absendung der Anzeige. Zeigt der Käufer 
nach dieser Regelung einen Mangel an, ist er verpflichtet, die 
betreffende Ware unverzüglich auf eigene Kosten auszuson-
dern, zu lagern und uns die Möglichkeit der Überprüfung der 

Ware zu geben. Wird uns diese Möglichkeit nicht eingeräumt, 
verliert der Käufer jedwede Rechte aus dem angezeigten Man-
gel. 

(3) Ist die gelieferte Sache mangelhaft, können wir zunächst 
wählen, ob wir Nacherfüllung durch Beseitigung des Mangels 
(Nachbesserung) oder durch Lieferung einer mangelfreien Sa-
che (Ersatzlieferung) leisten. Unser Recht, die Nacherfüllung 
unter den gesetzlichen Voraussetzungen zu verweigern, bleibt 
unberührt. Die Nacherfüllung beinhaltet weder den Ausbau der 
mangelhaften Sache noch den erneuten Einbau, wenn wir ur-
sprünglich nicht zum Einbau verpflichtet waren. 

(4) Wir sind berechtigt, die geschuldete Nacherfüllung davon 
abhängig zu machen, dass der Käufer den fälligen Kaufpreis 
bezahlt. Der Käufer ist jedoch berechtigt, einen im Verhältnis 
zum Mangel angemessenen Teil des Kaufpreises zurückzube-
halten. 

(5) Die zur Nacherfüllung erforderlichen Aufwendungen, insbe-
sondere Transport-, Wege-, Arbeits- und Materialkosten tragen 
wir nach Maßgabe der gesetzlichen Regelung, wenn tatsächlich 
ein Mangel vorliegt. Ausgenommen hiervon sind ggf. anfallende 
Aus- und Einbaukosten, die der Käufer selbst trägt. Die aus 
unberechtigten Mangelbeseitigungsverlangen entstehende 
Kosten (insbesondere Prüf- und Transportkosten) hat uns der 
Käufer zu ersetzen, es sei denn, die fehlende Mangelhaftigkeit 
war für ihn nicht erkennbar. 

(6) Ansprüche des Käufers auf Schadensersatz bzw. Ersatz 
vergeblicher Aufwendungen bestehen auch bei Mängeln nur 
nach Maßgabe von § 8 und sind im Übrigen ausgeschlossen. 

§ 8 Sonstige Haftung 

(1) Soweit sich aus diesen AVB einschließlich der nachfolgen-
den Bestimmungen nichts anderes ergibt, haften wir bei einer 
Verletzung von vertraglichen und außervertraglichen Pflichten 
nach den gesetzlichen Vorschriften. 

(2) Auf Schadensersatz haften wir – gleich aus welchem 
Rechtsgrund – im Rahmen der Verschuldenshaftung bei Vorsatz 
und grober Fahrlässigkeit. Bei einfacher Fahrlässigkeit haften 
wir vorbehaltlich eines milderen Haftungsmaßstabs nach gesetz-
lichen Vorschriften (z.B. für Sorgfalt in eigenen Angelegenhei-
ten) nur 

a) für Schäden aus der Verletzung des Lebens, des Körpers 
oder der Gesundheit, 

b) für Schäden aus der nicht unerheblichen Verletzung einer 
wesentlichen Vertragspflicht, also einer Verpflichtung, deren 
Erfüllung die ordnungsgemäße Durchführung des Vertrags 
überhaupt erst ermöglicht und auf deren Einhaltung der Ver-
tragspartner regelmäßig vertraut und vertrauen darf; in diesem 
Fall ist unsere Haftung jedoch auf den Ersatz des vorhersehba-
ren, typischerweise eintretenden Schadens begrenzt. 

(3) Die sich aus Abs. 2 ergebenden Haftungsbeschränkungen 
gelten auch bei Pflichtverletzungen durch bzw. zugunsten von 
Personen, deren Verschulden wir nach gesetzlichen Vorschrif-
ten zu vertreten haben. Sie gelten nicht, soweit wir einen Mangel 
arglistig verschwiegen oder eine Garantie für die Beschaffenheit 
der Ware übernommen haben und für Ansprüche des Käufers 
nach dem Produkthaftungsgesetz. 

(4) Wegen einer Pflichtverletzung, die nicht in einem Mangel 
besteht, kann der Käufer nur zurücktreten oder kündigen, wenn 
wir die Pflichtverletzung zu vertreten haben. Ein freies Kündi-
gungsrecht des Käufers (insbesondere gem. §§ 651, 649 BGB) 
wird ausgeschlossen. Im Übrigen gelten die gesetzlichen Vo-
raussetzungen und Rechtsfolgen. 

§ 9 Verjährung 

(1) Abweichend von § 438 Abs. 1 Nr. 3 BGB beträgt die allge-
meine Verjährungsfrist für Ansprüche aus Sach- und Rechts-
mängeln ein Jahr ab Ablieferung.  
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(2) Unberührt bleiben gesetzliche Sonderregelungen zur Verjäh-
rung (insbes. § 438 Abs. 1 Nr. 1, Abs. 3, §§ 444, 445 b BGB). 

(3) Die vorstehenden Verjährungsfristen des Kaufrechts gelten 
auch für vertragliche und außervertragliche Schadensersatzan-
sprüche des Käufers, die auf einem Mangel der Ware beruhen, 
es sei denn, die Anwendung der regelmäßigen gesetzlichen 
Verjährung (§§ 195, 199 BGB) würde im Einzelfall zu einer 
kürzeren Verjährung führen. Schadensersatzansprüche des 
Käufers gem. § 8 Abs. 2 Satz 1 und Satz 2(a) sowie nach dem 
Produkthaftungsgesetz verjähren jedoch ausschließlich nach 
den gesetzlichen Verjährungsfristen. 

§ 10 Rechtswahl und Gerichtsstand 

(1) Für diese AVB und alle Vertragsbeziehungen zwischen uns 
und dem Käufer gilt das Recht der Bundesrepublik Deutschland 
unter Ausschluss internationalen Einheitsrechts, insbesondere 
des UN-Kaufrechts. 

(2) Ausschließlicher – auch internationaler – Gerichtsstand für 
alle sich aus dem Vertragsverhältnis unmittelbar oder mittelbar 
ergebenden Streitigkeiten ist unser Geschäftssitz in Essen. Wir 
sind jedoch in allen Fällen auch berechtigt, Klage am Erfül-
lungsort der Lieferverpflichtung gemäß diesen AVB bzw. einer 
vorrangigen Individualabrede oder am allgemeinen Gerichts-
stand des Käufers zu erheben. Vorrangige gesetzliche Vorschrif-
ten, insbesondere zu ausschließlichen Zuständigkeiten, bleiben 
unberührt. 


